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ANFRAGE 

der Abgeordneten Anschober, Freunde und Freundinnen 

an den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 

betreffend Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Hauptstraßen des 
internationalen Verkehrs (AGR) 

Das AGR-Übereinkommen wurde vor nunmehr 15 Jahren von Österreich unterzeichnet. 
Dieses Übereinkommen sieht völkerrechtliche Verpflichtungen zur Erleichterung des 
internationalen Straßenverkehrs in Europa und somit auch in Österreich vor. Zudem 
verpflichten sich auch die Vertragsparteien den vorgesehenen Bau und Ausbau der Straße 
von internationaler Bedeutung im Rahmen ihrer nationalen Ausbauprogramme zu 
verwirklichen (Art. 1). Der Zweck dieses Vertrages mag vor 15 Jahren noch einigermaßen 
verständlich gewesen sein. In der Zwischenzeit hat sich aber die Verkehrssituation derart 
geändert, daß nicht zu erkennen ist, wozu nunmehr eine Ratifikation dienlich sein soll. 
Österreich würde sich mit der AGR-Ratifikation völkerrechtlich zum Ausbau und Bau von 
Transitstrecken verpflichten, Verpflichtungen, die dann auch gegenüber Österreich 
einklagbar wären. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten deshalb an den Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten folgende schriftliche 

ANFRAGE: 

1. Wann beabsichtigt der Wirtschaftsminister die Ratifikation des AGR-Überein
kommens? 
Welches Prozedere und welche Formen der Meinungsbildung plant der Wirtschafts
minister bis dahin? 

2. Wie beurteilt der Wirtschaftsminister die heftige Kritik des Verkehrsministeriums an 
der geplanten AGR-Ratifikation, in der u.a. darauf hingewiesen wird, daß eine 
derartige Ratifikation den verkehrspolitischen Intentionen der Bundesregierung und 
den verkehrspolitischen Leitlinien des Verkehrsministers massiv zuwidersprechen 
würde? 
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3. Vom AGR-Übereinkommen sind in erster Linie auch Ländervollzugsbereiche 
betroffen. Wurden die Länder deshalb bereits von den Planungen des 
Wirtschaftsministers auf AGR-Ratifikation informiert bzw. plant der 
Wirtschaftsminister die Ratifikation des AGR-Übereinkommens in Begutachtung zu 
geben? 
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